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den ruſſiſchen Oftfeeprovinzen, und gerade jetzt, ſeit der Zerreißung Deutjh- 
lands, 5 ſich das Ausland — unſerem Vaterlande mehr als jemals 
vorher. (Lebhafte Unruhe rechts.) M. H., ich ſpreche nicht zu Ihnen, ich 
ſpreche zu dem Volke draußen von dieſer Stelle, wo allein noch die Rede 
freiheit eine Stätte findet. Daß auch für die Vertheidigung eine Volls⸗ 
wehr die ſtehenden Heere übertrifft, das beweiſen die Beiſpiele der Kämpfe 
der franzöſiſchen Legionen im Anfange der 90er Jahre, welche, den Pflug 
und die Werkstatt verlaſſend, die Heere Preußens, Oeſterreichs, Rußlands 
beſiegten. Wie Glas zerſtiebten dieſelben an dem Granit der Volkskraft. 
Erſt als dieſe durch Napoleon gebändigt war, unterlag ſie der preußiſchen 
Landwehr, die Sie jetzt beſeitigen wollen. Eine hochgeſtellte Perſönlichkeit 
äußerte: „Die Weltgeſchichte kann nicht ſtille ſtehen“. Sie wird auch hin⸗ 
weggehen über dieſen norddeutſchen Bund, der nur ein Feigenblatt des 
nackten Abſolutismus iſt. (Große Unruhe.) Der Präſident ruft den Redner 
zur Ordnung. * 
Abg. Graf Schulenburg (Beetzendorf): befürwortet den vorliegen 
den Geſetzentwurf, da derſelbe gegen früher bedeutende Erleichterungen ge⸗ 
währe: Die Dienſtzeit ſei um 1 — Jahre verkürzt, der Reſerviſt werde 
in- feinen: bürgerlichen Verhältniſſen mit allen Mitbürgern gleichgeſtellt, und 
das Land werde nicht mehr durch Lieferung von Landwehr⸗Kavallerie⸗Pfer⸗ 
den belaſtet. Auch in dieſem 2. wehe der Geiſt Scharnhorſt's, Boyen's 
und Gneiſenau's, und die, welche dies leugneten, verſtänden viefen Geiſt 
nicht. Es ſind volkswirthſchaftliche Gründe dagegen geltend gemacht wor⸗ 
den von der national ⸗liberalen Partei. Dieſe ka ſcheinen die Volks⸗ 
wirthſchaft für ihre ſpezielle Domäne zu halten. Zwar hat der Abg. Tweſten 
manches Treffliche über die Militärfrage geſprochen, doch fehlt ihm noch 
das feu-sacre des Eingeweihten und die Gewohnheit, ſich der Autorität zu 
beugen. Nehmen Sie den Entwurf an eingedenk des Spruches: si vis 
pacem, para bellum. — Abg. Bebel: Auf die Gefahr hin, ebenſo unter⸗ 
brochen zu werden, wie einer meiner Votredner, erkläre auch ich mich für 
einen prinzipiellen Gegner des Geſetzes, das ich für ebenſo wichtig als ver⸗ 
derblich halte. Gerade die allgemeine Wehrpflicht hat man preu iſcherſeits 
benutzt, ſich Sympathieen in Deutſchland zu erwerben, und doch iſt die in 
dieſem Geſetze feſtgeſetzte Wehrpflicht weit verſchieden von einer allgemeinen. 
Dieſelbe iſt durch Einführung der dreijahrigen Dienſtzeit unmöglich gewor⸗ 
den, und kann unr ermöglicht werden, wenn Sie die Dienſtzeit ſo weit 
reduziren, daß ſie binteicht, die Mannſchaft gerade dienſtfähig zu machen. 
Die Durchführbarkeit dieſer Maßregel hat Scharnhorſt bewieſen, welcher — 
obwohl er immer nur 42,000 Mann unter den Waffen batte — eine Armee 
ſchuf, welche Europa in Staunen ſetzte. Auch die Ereigniſſe des vorigen 
Jahres und die Erfahrungen der ſächſiſchen Armee ſprechen dafür, und in 
dem Inſtitut der einjährigen Freiwilligen, welche in dieſer Zeit noch zum 
Offizier ausgebildet werden, haben Sie die Möglichkeit kürzerer Dienſtzeit 
anerkannt. Die Gründe für dreijährige Dienſtzeit ſind in der That weni⸗ 
er militäriſche als politiſche. Man will der Mannſchaft den freifinnigen 
ürgerlichen Belksgeiſt austreiben und, fie zu bloßen Maſchinen ausbilden, 

die ſich für jeden äbſolutiſtiſchen Zweck 9 4 laſſen. Man hat ver⸗ 

ſtanden — wie Napoleon mit dem allgemeinen Wahlrecht — eine demokra⸗ 

tiſche Inſtitution zu cäſariſtiſchen Zwecken zu mißbrauchen. Nur nach Be⸗ 

ſeitigung des Militärdespotismus werden die freiheitlichen Forderungen 

befriedigt werden, und wenn die Frage nicht im parlamentariſchen Kampfe 

zur Eniſcheidung kommt, wird man ſchließlich Gewalt gegen Gewalt ſetzen. ig 

Abg. Blum (Sachſen) iſt erſtaunt, aus dem Munde eines Demo⸗ 4 
kraten das demokratiſchſte aller Wehrſyſteme augegriffen zu ſehen. Wolle 2 
er etwa das Einſtellſyſtem vorziehen? Es ſcheine faſt ſo; er hätte ſich 
wohl nicht ganz klar gemacht, was Volkswehr heiße. In der Schweiz wür⸗ 
den 3 pCt. der Bevölkerung ausgehoben, nicht 1 10 wie bei uns. Das 


Deutſchland. 
Berlin, 18. Oktober. St. Maß. der König nahm in den 
letzten Tagen in Mesmers Hotel in Baden⸗Baden die Vorträge des 
Wefe dees Civil⸗ und Militär⸗Kabtnete, des Geheimen Rathes Borck 
intgegen und konferirte lange mit dem Geheimen Rath Abeken. 
Die Verlängerung des Aufenthaltes in dem Kurorte wird ſich nur 
uf wenige Tage beſchränken. 

— Der König von Griechenland iſt mit Gefolge geſtern Mor⸗ 
den 7 Uhr auf der Anhalter Bahn von Frankfurt a. M. hier ein- 
betroffen und im Hotel du Nord, Unter den Linden, abgeſtiegen. 
Derfelbe wird einige Tage hier verweilen und dann die Reife nach 
Peteroburg fortſetzen, wo ſeine Vermählung fattfinden wird. Der⸗ 
ſelbe Hat dem 58. Infanterle- und dem 2. ſchleſiſchen Dragoner⸗ 
Regiment Nr. 8 ſein Blildnſß, Bruſtbild in der betreffenden Regl⸗ 
mente-Untform, zum Geſchenk gemacht. 

— Nach dem „Würt. Staatsanze“ beabſichtigt der Kaiſer von 
Deſterreich, auf feiner Rückteiſe von Paris jedenfalls dem Könige 
don Würtemberg einen Beſuch zu machen. 

4 — In ver geſtrigen Bundeeraths-Sißung theilte der Bundes ⸗ 
uhunzler mit, daß et den Wirkl. Geh. Ober⸗Juſtizrath Grimm zum 

Vorfipenden der Kommſſſion für die Ausarbeitung einer Civilprozeß⸗ 

Ordnung ernannt habe. Der Bundesrath beſchäftigte ſich demnächſt 
mt dem Ergebni der von dem V. Ausſchuſſe gepflogenen Ver⸗ 
handlungen in Betreff der Bezüge einzelner Beamten des norddeut⸗ 
ſchen Bundes an Entſchädigung für Chauſſetgeld, Wegegeld, Brücken 

geld oder ſonſtige Kommunikatlonsabgaben, jo wie an Vergütigung 

für die Leiſtungen der Eiſenbahnen vom 1. Januar 1868 ab. Der 

Bier Direktor Guenther brachte im Namen des Präſtdiums einen 

Geſetzentwurf, betreffend den Bundeshaushalt für das Jahr 1867 

ein, der an den I. und VII. Ausſchuß ging. Der Geh. Finanz- 

rath v. Thümmel referirte für den III. Ausſchuß über die vorbe⸗ 
keltenden Maßregeln für die Einziehung Schleswig⸗Holſteins in den 

Zollvertin. 

— Das „Braunſchw. Tagebl.“ berichtet: Geſtern Morgen fand 
auf dem großen Exerzierplatz eine Inſpektion des geſammten hie- 
figen "Militärs von Seiten des Generalmajore v. Beeren ſtatt. 
Dann ließ der General Quarré formiren und ſprach zu den Trup- 
den ungefähr Folgendes: „Kameraden! Heute zum erſten Male 
trete ich durch Abnahme der erſten Parade zu Euch in genauere 
t e Berhältnifje. Ich kann mich nur auf das Lobenswer⸗ 

1 elle über den Verlauf der Parade ausſprechen. Ich freue mich 
* und fühle mich geehrt, von unſerem Bundesfeldherrn an die Spitze 
I des braunſchweigiſchen Kontingents berufen worden zu ſein, einer 

Truppe, welche die glorreichſte Vergangenheit hat. Cure Vater, 

welche bei Waterloo unter dem beldenmüthlgen Herzoge Friedrich 

Wilhelm für deutſches Recht und deutſche Freiheit eingetreten find, 

baben Euch das trefflich Beiſpiel gegeben, und ich habe heute ge⸗ 

rade dieſen Platz gewählt, weil er Euch durch das Denkmal an 
den ruhmreichen Tag erinnert. Durch den Heldentod Eures tap⸗ 
ſeren Herzogs unter Mitwirkung ſeiner Truppen wurde Frankreichs 

Willtürberrſchaft gebrochen. So etwas wird nicht vergeſſen, denn 

es ſteht mit flammenden Zügen in der Weltgeſchichte eingeſchrieben. 

Das braunſchweigiſche Kontingent nun bildet in ſeiner Zuſammen⸗ 

4 ſetzung eine vortreffliche Truppe zur Avantgarde, und es dürfte ſich 

Vielleicht bald die Zeit finden, als ſolche zu bethätigen, daß Ihr 

die tapferen Nachfolger Eurer braven Väter ſeld; denn unſer Erb- 

feind, der Franzoſe, welcher ſeine Gelüſte nach dem Rhein noch 
nicht aufgegeben hat, macht aufs Neue Anſprüche, uns zu bevor⸗ 
munden, indem er uns in unſerem eigenen Haufe nicht ſchalten und 
walten laſſen will, wie es uns beliebt. Wir aber wollen dem 
Franzoſen unſererſeſts zeigen, daß wir auf den Standpunkt gekom⸗ 
men ſind, uns nicht länger von ihm bevormunden zu laſſen. Wo- 
her kam es Anfangs unſeres Jahrhunderts, daß die franzöſiſche 

Schande uns auf das Genick trat? — Cs kam von der Zerrifien- 

beit der Fürſten und Völker! — Jetzt aber find die Fürſten einig; 

find die Völker einig; und ich hoffe, daß unter der Leitung unſeres 
tapferen Bundesfeldherrn, welcher uns im vorigen Jahre zum Siege 
geführt, wir dem Franzoſen zeigen, daß wir ein ſtarkts deutſchee 
Volk geworden find.” Zum Schluß brachte der General auf den 

Herzog von Braunſchweig und den Königlichen Bundesfeldberrn ein 

Hurrah aus, in welches die Truppen begeiſtert einſtimmten, wäh⸗ 

rend das Muſikkorps der Infanterie die Volkshymne intonirte. 

— Wie verlautet, hat die engliſche Reglerung die von Preu- 
ßen angeregten Verhandlungen über Herabſetzung des Kolontalportos 
unbedingt abgelehnt. 

— Den Beamtenkreiſen einzelner Minifterien und Berwal- 
tungsbehörden iſt durch Cirkularerlaß dis betreffenden Reſſortchefs 
die Pflicht der Amtsverſchwiegenhelt in Erinnerung gebracht, und 
gleichzeitig auf die Folgen aller zur Kenntniß kommenden Ueber- 
ſchreitungen wiederholt hingewieſen. 

— Die Marine-Anleihe von zehn Millionen Thalern ſoll, wie 
die Denkſchrift, welche die Vorlage begleitet, ausführt, die Marine 
des norddeutſchen Bundes dahin bringen, daß fie den Handel und 
die Küſten Norddeutſchlands beſchützt und ein hinlängliches Offenſiv⸗ 
Vermögen beſitzt, um den feindlichen Sethandel ſtören, feindliche 
Flotten, Küſten und Häfen angreifen zu können. In Friedens zelt 
ſind zunächſt erforderlich neun größere und acht kleinere Kriegs- 
ſchiffe für folgende fünf Stationen: Mittelmeer — Oft-Aſten, Oſt⸗ 
Afrika und Oſt⸗Indien — öſtliche Küſten von Nord-Amerika und 
Weſt-Indien — Weſtküſte von Amerika; ferner ſechs Panzerſchiffe 
und Fahrzeuge und vier andere Kriegsſchiffe als ein Lehr- und 
Uebungs-Geſchwader in einbeimiſchen Gewäſſern, vier ebungeſchiffe 
für See⸗Kadetten und Schiffsjungen, zwei Artillerieſchiffe und einige 
Fahrzeuge für Vermeſſungezwecke. Dazu würde gehören ein Friedens- 

Perſonal-Etat der Flotten⸗Stamm- und der Werft⸗Diviſtonen von 350 
Ste-Offtzteren, 5600 Serleuten, 1019 Köpfen des Maſchinenperſonals, 


460 Marine- Handwerkern, der See-Infanterie von 47 Offizieren 
und 1372 Mannſchaften der Ske-Artillerie von 36 Offizieren und 
1218 Mannſchaften. Untrennbar von dieſem Aufwand und als 
Schutz dagegen, daß er nicht vergeblich gemacht werde, ſind die 
Kriegehäfen in der Oft- und Norder. Die Beendigung kann, 
wie die Denkſchrift jagt, wenn die Mittel vorhanden find, binnen 
Kurzem erfolgen. Nach einer überſchläglichen Berechnung, die nicht 
darauf Anſpruch macht, auf einem förmlichen Begründungsplan zu 
beruhen, dat der Bund während der erſten Periode die Flotte auf 
einen Beſtaud zu bringen von ungefähr 16 Panzerſchiffen und 
Jahrzeugen, 20 Korvetten, 8 Avlſ's, 3 Transportſchiffen, 22 Dampf⸗ 
Kanonenbooten, 2 Artillerie- und 5 Uebungeſchlffen. Für das 
Jahr 1868 fehlen zur Ausführung dleſes Programms 3 Millionen 
Thaler neben den laufenden Einnahmen des Bundes. Ebenfalls 
unerläßlich iſt die Kompletirung der Küftenbefefligungen, die etwa 
8½ Millionen koſten würde, um auf der 180 Meilen langen 
Sttecke von Memel bis Emden die wichtigsten Flußmündungen 
durch feſte Werke zu ſchützen. 

Berlin, 17. Oftober. Norddeutſcher Reichstag.) 22. Sitzung. 
(Abendſitzung.) Eröffnung 5 ½ Uhr. Abgg. Strousberg, o. Vincke 
(Mörs) und Prinz Albrecht find neu in das Haus eingetreten. — Es 
wird ſofort in die Tagesordnung, Berathung über den Geſetz⸗Entwurf, be · 
treffend die Verpflichtung zum Kriegsdieuſt, eingetreten. Eine Reihe von 
Amendements liegt ſeit heute vor, von denen wir für das Verſtändniß der 
Diskuſſion hervorheben: §. 1. nimmt von der allgemeinen Wehrpflicht aus 
a) die Mitglieder regierender Fürſtenhäuſer, b) der mediatiſirten, o) die 
Mennoniten und Quaker. Ein Zuſatz zu 5. 1 beſagt: Wehrp ichtige, welche 
zwar nicht zum Waffendienſte, jedoch zu ſonſtigen militäriſchen Dienſtlei⸗ 
ſtungen befähigt find, können Mu ſolchen herangezogen werden. Duncker und 
v. Hoverbeck wollen b., e. und den Zuſatz ſtreichen, v. Hennig c., Weber 
in dem Zuſatz hinter „können“ einſchalten: im Kriege, v. Forckenbeck den 
Zuſatz streichen, event. hinter Dienſtleiſtungen einſchalten: welche ihrem 
bürgerlichen Berufe entſprechen. — Verſchiedene Amendements von v. Hen⸗ 
nig und Meier (Bremen) betreffen Abkürzung des Dienſtes in der Land⸗ 
wehr für beſonders qualiſtzirte Mannſchaſten bis auf 1 Jahr und Siche⸗ 
rung ihrer Rückkehr aus fernen Meeren 3 Monate nach Ablauf ihrer 
Dienſizeit. In f. 11 beantragt Abg. Duncker als erſtes Alinea einzu⸗ 
fügen: „Junge Leute, welche bei ihrem Eintritte in das Heer eine genü- 
gende Fertigkeit im Turnen und Schießen nachweiſen, werden ſchon nach 
einer zweijährigen Dienftzeit im ſtehenden Heere — vom Tage des Dienſt⸗ 
eintrittes an gerechnet — zur Reſerve beurlaubt.“ — Oberſt v. Karczewski 
leitet die allgemeine Debatte mit der Darlegung des Standpunktes des 
Bundesrathes gegenüber den Aenderungen der Kommiſſion ein. Er erklärt 
ſich mit den meiſten derſelben einverſtanden, und erkennt einige direkt als 
Verbeſſerung des Entwurfes an. Nur bei drei Aenderungen müſſe die 
Regierung an dem ursprünglichen Worklaute des Entwurfes feſthalten. 
Dieſe Aenderungen betreffen: zu §. 1. die Streichung des Alinea 2. (ber 
züglich auf diejenigen Bundesſtaaten, in welchen Privilegien für die Men⸗ 
noniten und Quäker zur Zeit nicht beſtehen); zu 8. 6. die Streichung des 
Alinea 4 („Muß in Folge ausgebrochenen Krieges eine Rekruten⸗Einſtel⸗ 
lung in der Zeit vom 1. April bis 30. September vorgenommen werden, 
ſo gelten die, während dieſes Zeitraumes eingeſtellten Mannſchaften als am 
nächſtfolgenden Oktober eingeſtellt“); endlich die veränderte Faſſung im Alin. 
5 deſſelben Paragraphen. — Er bitte dringend um die Wiederſerſtllung 
der Worte der Vorlage. 

8 Abg. Krüger (Hadersleben) verlieſt mit ſehr leiſer Stimme eine 
längere Erklärung über das Verhältniß Nordſchleswigs zu gegenwärtiger 
Vorlage. Redner wird vom Präſidenten mehrmals zur Sache verwieſen 
und ihm ſchließlich das Wort entzogen. — Abg. v. Luck hält das Geſetz 
im Großen und Ganzen für ein nützliches und gut angepaßtes, welches, 
eingeführt in das ‚ganze Gebiet des Bundes, ſeinen Segen unfehlbar für 
die Bewohner deſſelben haben wird, da daſſelbe faſt durchweg die bisherige 
Dienſtpflicht um ein Bedeutendes abkürzt. Die Tragweite der Mehrzahl 
der Amendemeuts ſei wegen der Kürze der Zeit, in der dieſelben ſich erſt 
in den Händen der Mitglieder befunden, noch nicht zu üderſehen. Nur 
das v. Forckenbeck ſche könne ſchon jetzt als ein ſolches bezeichnet werden, 
deſſen Annahme das ganze Geſetz zum Scheitern bringen würde. — Abg. 
Dr. Walded erklärt ſich principaliter gegen das ganze Geſetz, da es über⸗ 
flüffig und ſchädlich ſei. Durch den Ark. 58 der norbbentichen Bundes⸗ 
verfaſſung find die bisher in Preußen beſtehenden Geſetze über die Dienſt⸗ 
pflicht von 1814 und die Landwehrordnung von 1815 nur ſoweit geändert, 
daß die aktive Dienſtzeit von fünf auf ſieben Jahre erhöht und die 
Geſammtdienſtzeit auf zwölf Jahre feſtgeſtellt worden iſt. In allen übrigen 
Dingen find jene herrlichen Geſetze, die aus einer großen Zeit herſtammen, 
nicht verändert worden, und es iſt keineswegs eine Aenderung derſelben 
erforderlich. Durch das neue Geſetz foll dem Landwehr⸗Inſtitute, das ſich 
ſo tre lich bewährt, ſeine Lebenskraft genommen werden. Ein militäriſches 
Bedürfniß für ſolche Aenderungen iſt nicht nachgewieſen. Im Jahre 1862 
bezeichnete man nur eine Novelle zum Geſetze für erforderlich, durch die das 
eingeführt werden ſollte, was jetzt durch die Verſaſſung ſchon beſtimmt iſt, 
rütteln Sie deshalb nicht an dieſem Heiligthum des preußiſchen und dent- 
ſchen Volkes und ſtrecken Sie nicht grundlos die Hände aus nach Schätzen, 
die dem ganzen Volke theuer find, weil fie aus einer großen Zeit herſtam⸗ 
men. Das vorgelegte Geſetz iſt auch keine Kodifikation, wie einige behaupten, 
ſondern es iſt nur ein dürres Gerippe, das ae bezweckt, alle die guten 
und vortrefflichen Einrichtungen unſeres Landwehrſyſtems von Grund aus 
zu beſeitigen, indem man wohl fürchtet, daß einmal ein anderes Prinzip, 
als das gegenwärtig herrſchende, zur Geltung kommen könne. Dieſe Vor⸗ 
ſichtsmaßregel haben Sie nicht nöthig; durch die Verfaſſungs- und Budget- 
Beſtimmungen iſt der Beſtand des großen ſteheuden Heeres vollkommen 
gefichert, die Aenderungen oder vielmehr Verſchärſungen der Dienſtzeit find 
etzt um jo weniger nöthig, als ja das ſtehende Heer im Frieden verdoppelt 
iſt. — Ein Punkt, gegen den wir uns auch verwahren müſſen, iſt der, daß 
eine Dienſtoerpflichtung für Solche eingeführt werden ſoll, welche zu dem 
Militärdienſt in Waffen unfähig ſind. — Laſſen Sie, ſchloß der Redner, 
ruhig beſtehen die Geſetze, welche ſich als nützlich und gut erwieſen haben 
und ſtrengen Sie den Bogen, der ſchon ſehr ſtark geſpannt iſt, nicht zu 
ſtark an. Auch in der Mäßigung liegt Weisheit. (Beifall) 

Abg. v. Vin cke (Olbendorf) empfiehlt den Geſetzentwurf und pole⸗ 
miſirt gegen die Vorredner; er wirft dabei der Fortſchrittspartei vor, daß 
fie lediglich aus politiſchen Parteigründen die Erfolge der letzten Jahre 
nicht anerkennen wolle, deren nothwendige Konſequenz das vorliegende Ge⸗ 

6 ſei. — Abg. Liebknecht: Ich werde gegen den Geſetzentwurf ſpre⸗ 
chen als prinzipieller Gegner der ſtehenden Heere überhaupt, die ich durch 
eine Volkswehr erſetzt wünſche. Die Armee hat die Aufgabe, die nationalen 
Intereſſen zu ſchützen, die Viet nach innen zu ſichern und das Land nach 
außen zu vertheidigen. ieſe Zwecke erfüllen die ſtehenden Heere nicht. 
Statt die nationalen Intereſſen zu wahren, dci ſie dieſelben, indem 
ſie die beſten Kräfte dem Handel, Gewerbe und Ackerbau entziehen und 
durch die Heraufbeſchwörung einer fortwährenden Kriegsgefahr eine Stockung 
aller Geſchaͤfte herbeiführen. — Statt die innere Freiheit zu ſichern, haben 
die ſtehenden Heere ſtets jede reiheitliche Bewegung niedergeworfen, und 
ſelbſt den Zweck, das Vaterland nach außen zu vertheidigen, erfüllen die⸗ 
ſelben nicht. (Widerspruch.) Ig erinnere Sie an Jena, an die Loslöſung 
Luxemburgs, an die ſchamloſe Unterdrückung der deutſchen Nationalität in 


Heer, was heute feſtgeſtellt werde, ſolle in erſter Linie ein nationales ſein, 
ein eben ſolches, wie es den Krieg von 1866 geſchlagen habe. Auf des 
Abg. Liebknecht Invektiven einzugehen, halte ich für unter der Würde des 
Hauſes. Nicht ſeine, ſondern unſere Worte werden wiederhallen im Herzen 
des Volkes. — Der Abg. v. Frankenberg ⸗Ludwigsdrf beantragt 
Schluß der General⸗Debakte. Auf der Rednerliſte ſtehen noch 4 Redner 
für (darunter v. Schweitzer), 8 dagegen. Der Schluß wird abgelehnt. 
— Abg. v. Hoverbeck: Er ſei unfähig, ſich zu dem erhabenen Tone 
des Vorredners zu erheben. Er bleibe auf dem prakiſchen Standpunkte, 
von dem aus er das vorliegende Geſetz weder nothwendig, noch nützlich 
finde. Es ſei nicht nothwendig, denn wir hätten ja ein geordnetes Kriegs⸗ 
heer, dazu das Geſetz von 1814 und die Beſtimmungen der norddeutſchen 
Bundesverfaſſung. Nichts in der Organiſation des Heeres werde geändert 
werden durch Ablehnung des Geſetzes. Wozu alſo ein neues Geſetz? Das⸗ 
ſelbe enthalte aber außerdem bedeutende Nachtheile. „Ich ſehe in dieſem 
Geſetz die Keime zu der vierjährigen Präſenzzeit bei der Fahne.“ Die ge⸗ 
prieſene Erleichterung iſt keine Er eichterung. Die Landwehr zweiten Auf⸗ 
gebots wurde nur eingezogen, wenn das dringende Bedürfniß vorlag. Auch 
jetzt aber wünſche ich nicht, daß die älteren Klaſſen von Kriegsdienſt frei 
ſeien, wenn der Feind im Lande iſt. Sorgen wir für ein moͤglichſt kleines 
Angriffsheer und ein moͤglichſt großes Vertheidigungsheer. Das wird in 
der That ein beſſerer Weg zum Frieden ſein, als ein Friedenskongreß. — 
Redner ſchließt mit der Befürwortung ſeiner Amenbemente, betreffend die 
Dienſtbefreiung der Standesherren und der Mennoniten. Warum könnten 
letztere nicht bei der Krankenpflege oder, wie in Frankreich, beim Train ver⸗ 
wendet werden? Die Regierung ſei ſo milde gegen die Mennoniten, nicht 
fo gegen die körperlich Untüchtigen. Wo ſoll bei dieſen die Grenze gegen 
Mißbrauch gezogen werden? — Alg. Corneli erneuert den Schlußantrag. 
Derſelbe wird angenommen. — Abg. Bebel bemerkt perſönlich gegen den 
Adg. Blum, derſelde habe ihm Worte iu den Mund gelegt, die er nicht 
geſagt. — Abg. Liebknecht ebenfalls gegen Blum: Aus Achtung vor 
dem Vater deſſelben, werde ich dem Sohne nicht antworten. — Abg. b um: 5 
4 


a er ern, 


Ich ſowohl wie meine Familie, meine Aſcedenten und Descendenten müß · 
ten uns die Achtung des Abg. Liebknecht verbitten. 
Abg. Twe Ach (als Referent) wendet ſich gegen bie Dedultionen des 
Abg. v. Hoverbeck in Betreff der Vorrechte der Mediatiſirten, weiſt den 
Proteſt des Abg. Krüger in Betreff Nordſchleswigs zurück, da derſelbe bier⸗ 
her gar nicht gehöre. So lange bis ein Theil Nordſchleswigs abgetreten 
ſei, gehören alle Diſtrilte zur Geſetzgebung des norddeutſchen Bundes. — Br 
Gegen den Abg. Bebel bemerkt er, daß keine andere parlamentariſche Ver⸗ = 
ſammlung, als eine deutſche, die Geduld gehabt haben würde, ſolche Worte 
anzuhören, wie Liebknecht ſie gebraucht; in Amerika und England würde 
man ihn nicht einmal ſo lange angehört haben. Die Anſichten über 
Frieden und flehende Heere entsprächen nicht der thatſächlichen Lage 
unſerer politiſchen Verhältniſſe. Park amentariſche Verhandlungen find 
kein Turnplatz für abftrafte Theorien und neugeborene Projekte. 2 
Gegen den Abgeordneten Waldeck bemerkt er, daß ein neues Militärgeſetz 
durchaus nothwendig ſei, da das bisberige durch die neueſten Faſſungs⸗ 
beſtimmungen vollkommen durchbrechen ſei. Die Hitze im Saale nimmt 
in erſchwerlichem Maße zu. Fan die Hälfte der Abgeordneten ſuchen Küh⸗ = 
lung in der Reſtauration.) ne. Angriffe Waldecks gegen die Vorlage 7 
wären volltemmen ungerechtfertigt; damals, als bei der Berathung der > 
Bundesverfaſſung dieſe Fragen verhandelt wurden, wären fie am Orte ge⸗ 3 
weſen, jett nicht mehr. Das Geſetz gebe Detailbeftimmungen, die durch 3 
Einführung der Verfaſſung geboten ſeien. — Der einzige Punkt, der nen 
erſchienen, ſei der, daß es der Regierung ermöglicht werden konne, unter 
Umftänden länger als drei Jahre die Mannſchaften präfeut zu halten. Ein 
ſolcher Paragraph ſei in der Konmmiſſton geſtrichen; der andere könne auch 
noch beſeitigt werden; deshalb brauche man nicht gegen das ganze Geſetz 
zu ſtimmen. Die Befürchtungen der Linken in dieſer Beziehung wären 
übertrieben. Die Regierung konne ja nicht mehr als 300,000 Mann prä⸗ 
ſent halten. Er ſpricht ſchließlich die Hoffnung aus, daß die Reger 
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den in der Kommiſſion beſchloſſenen Aenderungen zuſtimmen werde, da 
dadurch der Regierung durchaus keine unbequeme Schranke auferlegt werde. 
Gegen den Vorwurf des Abgeordneten Schulenburg, daß ſich die National⸗ 
liberalen nicht der Autorität beugen wollten, erklärte er, daß er dies für 
einen Vorzug halte, ſie beugen ſich keiner anderen Autorität, als der 
des Geſetzes, der auch die Autorität der Regierung unterthan fe. 
Das Geſetz, wie es aus der Kommiſſion . habe u 
beiden Seiten hin Rechte und Pflichten forgfältig erwogen und jet 
im Allgemeinen durchaus annehmbar. Redner wandte dann noch gegen 
einige ſpezielle Einwendungen der Abgg. Waldeck und v. Hoverbeck und 


vertheidigt die Heranziehung a Mannſchaften zu gewiſſen Dienft- 
rare bie nicht gerabe wa enfähig wären. Es läge darin keine 
Gefahr für die wirthſchaftlichen Intereſſen die Geſammtheit. In dem Ge⸗ 
ſetz wären die Hauptgrundlagen der beſtehenden preußiſchen Wehrverfaſſung 
durchaus nicht verlaſſen, ſondern den gegenwärtigen Rechtszuſtänden und 
Bedürfniſſen der Gegenwart nur angepaßt (Beifall.) — Es —— perſön⸗ 
liche Bemerkungen, zunächſt des Abg. Liebknecht gegen Tweſten, er wird 
aber wiederum vom Präſidenten mehrfach in ſehr ſcharſer Weiſe unter⸗ 
brochen. — Abg. Waldeck verwahrt ſich gegen mehre Angriffe Tweſtens in 
Bezug auf feine frühere Stellung im Abgeordnetenhauſe zur Militärfrage. 
— Von drei Seiten iſt die Vertagung beantragt. — Präſident Simſon 
befürwortet die Vertagung, hauptſächlich mit im Intereſſe der Berichter⸗ 
ſtatter, die bei der unerträglichen Hitze kaum mehr arbeiten könnten. — 
Die Here wird beſchloſſen, dagegen ein großer Theil der Konſerva · 
tiven. — Schluß 8¾ Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Fortſetzung 
der heutigen Tagesordnung. 

Frankfurt a. M., 17. Oktober, Nachm. Ihre Königl. 
Hoheiten der Kronptinz und die Kronprinzeſſin von Preußen tra- 
fen um 1 Ubr 20 Minuten hier ein und jepten nach kurzen Auf- 
enthalt die Reife nach Baden-Baden fort. 

Darmſtadt, 17. Oktober, Nachm. Der Prinz und bie 
Prinzeſſin Ludwig von Heſſen find zuſammen mit den Kronprinzli- 
chen Herrſchaften von Preußen, welche um 2 ½ Uhr hier eintra⸗ 
fen, per Extrazug nach Baden-Baden abgereiſt. 

5 Ausland. 

Paris, 15. Oktober. Mſgr. Chigt hat noch geſtern Nach⸗ 
mittag das päpſtliche Rundſchreiben auf dem auswärtigen Amte 
überreicht. Aber während es noch unmöglich war, Genaueres über 
die Schlußfolgerungen des Kardinals Antonelll, nach Aufzählung 
der fünf Beſchwerdepunkte gegen Italien, zu erfahren, erhielt ich 
Kenntniß von dem Inhalte eines zweiten päpſtlichen Aktenſtückes, 
welches bier vertraulich mitgethellt worden und dazu beftimmt iſt, 
dem Kabinet von St. James ofſiziös unterbreitet zu werden. Das 
päpſtliche Gouvernement macht darin darauf aufmerkſam, daß die 
italieniſchen Revolutionäre offen in England Unterſtützung fanden, 
daß man ohne Scheu und ganz öffentlich den Garibaldianern 
Waffen und Geld liefere, und daß man wohl annehmen dürfe, 
wie ohne dieſe materielle Unterſtützung die aufſtändiſche Bewegung 
unmöglich geweſen wäre. Die päpſtliche Regierung könne in dieſen 
Thatſachen nichts Anderes als eine offene Verletzung des Prinzips 
ver Neutralität erblicken. Dieſe Verletzung ſei um jo augenfälli- 
ger, weil die Garibaldianer kein anderes Ziel hätten, als eine Kon⸗ 
ventlon zu ſchädigen und uywirkſam zu machen, die zwiſchen — 
zwei Alliirten Englands abgeſchloſſen worden fei, um den Frieden 
Europas zu chern! Die Regierung Sr. Helligkeit weiſt im Fer⸗ 
neren darauf hin, daß ja auch England mit Recht ih darüber be⸗ 
klagt hätte, daß die Machlnationen der Fenler Seitens der Bereinig- 
ten Staaten eine Unterſtützung gefunden, die doch wahrlich went⸗ 
ger thätig und weniger eingeſtanden geweſen ſel, als diejenige, 
welche England den Garibaldianern zu Theil werden laſſe. Hierin 
liege ſeloſt eine Verletzung des Völkerrechtes. Die waſhlngtoner 
Regierung habe den Einfall in Canada verhindert, während die 
britifche nichts gethan babe, um zu verhindern, daß in England 
die Garibaldianer Waffen und Gelder empfingen. Dieſer betrü⸗ 
bende Zuſtand erfülle die päpstliche Regierung mit Bedauern. Es 
liege hier ſelbſt ein Fall äußerſter Undankbarkelt vor, da das Papft- 
thum immer beſtrebt geweſen ſel, England jo weit als irgend mög- 
lich nützlich zu fein, und von Anfang an nie aufgehört hat, den 
Fenianismus zu bekämpfen. Ohne feine erklärte Oppoſition Hätte 
es in Irland und ſelbſt in England wohl kaum einen Katholiken 
gegeben, der nicht ein gefährlicher Fenier geworden wäre, und dann 
hätte England gegen einen furchtbaren Aufſtand zu kämpfen gehabt. 
Wenn die jetzige Garibaldlaniſche Bewegung, die nicht nur von 
England geduldet, ſondern ſelbſt ermuthigt werde, dahin gelangte, 
ernſte Verwickelungen hervorzurufen, ſo wäre dle britiſche Regie⸗ 
rung in den Augen des päpflliden Gouvernements durchaus für 
eine unglückliche Kataſtrophe verantwortlich. So lange England 
Verſchwörungen gegen die päpſtliche Regierung begünſtige, ſei ein 
dauerhafter und nachhaltiger Friede nicht denkbar. Was ſolle aber 
dle Regierung Pius IX. ſolchen Verhältniſſen gegenüber thun? 
Solle ſie vom katholiſchen Irland Hülfe verlangen gegen England? 
Da jet Gott für! Das Kabinet von St. James vergilt Gutes 
mit Böſem, aber die päpſtliche Regierung könne ſich nie zu etwas 
Anderem verſtehen, als Böſes mit Gutem zu vergelten. Möge Eng⸗ 
land, dem Lichte die Augen öffnend, von nun an mit mehr Ge- 
rechtigkeit einer Macht gegenüber handeln, die nicht nur durchaus 
inoffenſtv, ſondern ihr ſogar freundlich gefinnt iſt! 

Paris, 17. Oktober, Nachm. Die „Patrie“ enthält einen 
von Dreolle gezeichneten Artikel über das gegenwärtige Verhältniß 
zwiſchen Frankreich und Italien. Derſelbe lautet: „Wir haben 
ſelner Zeit die Loyalität und Energie anerkannt, welche das Kabi⸗ 
net von Florenz bei der Verhaftung Gartbaldis an den Tag legte. 
Wir zwelfeln nicht an der Aufrichtigkeit Rattazzi's, wenn derſelbe die 
unaufhörlichen Provokationen Garlbaldis zur Rebellion gegen jede Au- 
torltät verdammt. Aber es iſt unbeſtreltbar, daß die anfängliche 
Energie des Kablnets von Florenz ſchwächer geworden. Seit 14 Tagen 
baben wir vor unferen Augen das ſeltſame Schauſplel, daß elne 
Armee von 50,000 Mann nicht ausreicht, um den Eindringlingen, 
die in oſtenſibler Weife bewaffnet wurden, Einhalt zu gebieten. 
Unmöglich kann eine ſolche Situation andauern; es iſt nothwendig, 
daß ein raſcher und energiſcher Entſchluß gefaßt wird. Die Ehre 
Italiens verlangt das, die Unterſchrift Frankreichs unter der Sep⸗ 
tember⸗Konventlon fordert es durchaus. Wird die päpſtliche Re⸗ 
gierung unter dem Angriff von Menſchen, welche die Bevölkerung 
des Landes zurückſtößt, deren Grundsätze dleſelbe verwirft — wird 
fie im Stande fein mit bewaffneter Macht Widerſtand zu lelſten? 
Wir hoffen es noch, aber wir wagen es ſchon morgen nicht mehr 
zu glauben, falls die Verletzung der römſſchen Grenze unter den 
gegenwärtigen auffälligen Verhältniſſen fortdauert. Entweder dul⸗ 
det die italieniſche Regierung geradezu dieſe Grenzverletzungen, oder 
fie beſitzt nicht die Kraft, denſelben Einhalt zu thun. Im erſteren 
Halle kommt vor Allem die Frage des Rechte und der Ehre in 
Die September - Konvention trägt die Unterschriften 
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ach] zu Hülfe zu kommen. — Dies find 


zweier Mächte; läßt es die eine an ſich feblen, jo iſt es bie 
Pflicht der anderen, wenigſtens der ihrigen Reſpekt zu ver⸗ 
ſchaffen. Iſt aber die Florentiner Regierung nicht mächtig 
genug, jo muß dieſelbe dle franzöſiſche Regierung erſuchen, ihr 
zu der Au frechterhaltung ihrer Unterſchrift und ihres Anſehens 
ie Erwägungen aller un- 
parteliſche und aufrichtigen Geiſter über dieſe Frage. So ſprechen 
wir es denn ohne Zögern aus: Die Ersignifje legen Ita⸗ 
lien die Nothwendigleit auf, einen Entſchluß zu faſſen. Es if 
die Pflicht des Florentiner Kabinets, ſich darüber auszusprechen, 
ob das Garlbaldlantſche Freibeuterthum über Geſetz und Autorität 
fiegen fol, ob das revolutionäre Treiben über den Widerſtand der 
Monarchieen triumppiren darf. Für Frankreich dürfte die vorlle⸗ 
gende Frage keiner langen Diskuſſton bedüfen. Wir verlangen 
ſomit eine Löſung: Entweder entſchlleßt ſich Italien vereinigt mit 
Frankreich die September⸗Konventlon zu ſchüßen, oder Frankreich 
allein vindizirt ſich im Namen der ihm obliegenden Verpflichtungen, 
im Na men der Ordnung und der Geſellſchaft das Recht, Rom 
und It allen der Revolution und der Anarchle zu entreißen.“ 

Paris, 17. Ottober. (Poſt.) Große Aufregung. Der 
geſtern in St. Cloud abgehaltene Miniſterrath dauerte 5 Stunden. 
Man behauptet heute, es ſel darin der Entſchluß gefaßt worden, 
eine Expedition nach Rom zu ſchicken; doch eine andere Berfion, 
die wahrſcheinlicher iſt, jagt, man habe nur beſchloſſen, alle nötpi- 
gen Vorbereitungen zu treffen. General Dumont iſt nach Paris 
berufen worden, um den Oberbefehl über die Expedition zu erhal⸗ 
ten, für den Fall fie ſtattfindet. Er reiſt heute Abend wieder nach 
Lyon ab. Nach Toulon iſt Ordre geſandt worden, das Schliff 
„Intréplde“, die Fregatten „Mogador“, „Cau ada“ und „Gomer“ 
und das Transportſchiff „Gironde“ bereit zu halten. — Heute if 
wieder Minifterrath, der ſich aber mit inneren Angelegenheiten be⸗ 
ſchäftigt. 

Florenz, 13. Oktober. Der Einmarſch unſerer Truppen 
in das päpſtliche Gebiet, welchen man von Tag zu Tage erwartet, 
iſt noch immer nicht erfolgt. Wie man an nehmen muß, hält die 
Regierung dieſen entſcheldenden Schritt erſt dann für nothwendig, 
wenn der Aufſtand in Rom ſelber zum Ausbruch gekommen fein 
wird. Binnen ſehr kurzer Zelt können unſere Truppen als dann 
die Stadt erreichen, ſchneller als es der Revolutionspartel gelingen 
werde, ſich zum alltinigen Herrn der Hauptſtadt zu machen. Daß 
die Vorbereitungen für jene Eventualität getroffen find, iſt ſchon 
bekannt, und Herr Rattan ſcheint voraus zuſetzen, bie franzöſiſche 
Reglerung werde dle Ueberzeugung theilen, daß nur durch die In⸗ 
tervention Italiens in jenem Falle die geiſtliche Herrſchaft des Pap ⸗ 
ſtes ſicher geſtellt und ganz Italien gegen die Anſchläge der Repu⸗ 
blikaner, welche andernfalls in Rom einen geeigneten Mittelpunkt 
für ihre deſtruktiven Machlnatlonen finden würden, gejhüpt wer⸗ 
den kann. 

— Die folgende Proklamation hat das Parlamentsmitglied 
Acerbi, welcher den letzten Feldzug als Oberſt der Freiwilligen 
mitgemacht und jetzt die Leitung der inſurrektionellen Bewegung 
im Kirchenſtaate übernommen hat, erlaſſen: Torre Alpina, 9. Ok- 
tober. Soldaten! Auf den hr Italiens haben wir uns noch 
einmal e und eines patr 10 Enthuſtasmus voll, find 

ir hierher geeilt, wo ſich ein, durch ſeine frühere Geſchichte rühm⸗ 
liches Volk erhoben hat, indem es gegen die despotiſchſte und bar⸗ 
bariſchſte der Regierungen feine Freiheſt in Anſpruch nimmt! Der 
Ruf Roms hat uns Alle aufgeregt, da wir begreifen, daß Rom 
pr verehrungswürdige Mutter Italiens iſt und daß Italien ohne 

om nicht beſteht. Rom Italien, die Freiheit dieſen zu Sklaven 
gemachten Völkern zurückzugeben, die entſchloſſen ſind, das auf 
ihnen laſtende Joch abzuſchütteln, das iſt unſer Zweck. Die Un⸗ 
ternehmung iſt eben ſo edel, wie die Anſtrengungen, die wir zu 
ertragen haben werden, groß und zahlreich fein werden. Solda⸗ 
ten! Der Hunger, der Durſt, tägliche unerhörte Anſtrengungen, 
fortwährende Märſche, Leiden aller Art, das wird unſer Leben ſein 
und zur Belohnung werden wir das Bewußtſein beſißen, unſere 
Pflicht erfüllt zu haben. Soldaten! Die civiliſirte Welt hat ihre 
Blicke auf uns gerichtet und fie hegt Wünſche für unſeren Sieg. 
Laßt uns jetzt wieder zelgen, daß wir, die Soldaten der Revolu⸗ 
tion, erzogen in der Schule des großen Garlbaldi, Soldaten der 
Civiliſation find; laßt uns wie immer das Eigenthum, die Mei- 
nungen achten, und laßt uns ſelbſt gegen die feindliche, aus Söld⸗ 
lingen beſtehende Soldateska großmüthig ſein; für uns giebt es 
nur italienifche Brüder, die am Ende bei dem Mahle des erlöften 
Vaterlandes figen müſſen. Wenn die Römer von dem Kapitol 
durch ein Plebiscit „das elne und freie Italien“ proflamiren wer- 
den, werden die künftigen Generationen uns ſegnen. Der kom- 
mandirende General Acerbi. 

Florenz, 17. Ottober. Die Munizipalbehörde der Stadt 
Reggio hat eine Adreſſe an den König gerichtet, in welcher der⸗ 
ſelbe eiſucht wird, bei einer natloualen Politik zu beharren. — 
Die Journale fahren fort, gegen jede franzöſiſche Intervention zu 
proteſtiren. — Die Aufſtändiſchen im Kirchenſtaate ſollen neue 
Erfolge davongetragen haben. 

Bukareſt, 12. Ottober. Telegramme aus Bakau melden, 
daß das Magazin geſtern vom Volke und der Nationalgarde ge- 
ſtürmt und die Vorräthe vertheilt wurden. Die Regierung beab- 
ſichtigt die Auflöſung der Natlonalgarde in Bakau. Bel Nichtaus⸗ 
folgung der Waffen an Oeſterreich verſpricht die Regierung den 
Erſaß an Geldes werth. 

Jaſſy, 13. Oktober. Nach aus Bakau eingelangten Privat- 
Telegrammen hat ein Kampf zwiſchen Nationalgarde und Gened'ar⸗ 
merle wegen des Magazins ſtattgefunden. Die Waffen find in den 
Händen der Garde. 


Pommern. 

Stettin, 18. Ottober. Zur heutigen Feler des Geburts- 
tages Sr. Königlichen Hoheit des Kronprinzen find die König⸗ 
lichen und ſtädtiſchen öffentlichen, ſowle eine Anzahl Privatgebäude 
und die im Hafen liegenden Schiffe ſeſtlich beflaggt. Der Kron- 


prinz iſt heute 36 Jahre alt. 


— Geſtern Abend wurde die in letzterer Zelt keinen fehlen 
Wohnſitz babende unverehelichte Tolksdorff, wegen Verübung 
eines ihr überführten und Verdacht eines anderen Diebſtahls ver⸗ 
haftet. Die T. war geſtändig, einer Frau in der Zabelsdorfer 
Strafe einige Klelvungsſtücke, dle ſie bei der Deſinahme auf dem 


Leibe trug, geſtohlen, leugnete dagegen, einer dortigen Wittwe, bei 
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der fie einige Nächte logirt hatte, aus der Kleidertaſche 9 Thaler 
entwendet zu haben. Außerdem bekannte fie, daß fie im Sommer 
d. J. dem Meſtaurateur Julien, bel dem fie kurze Zelt diente, 
einen ſilbernen Theelöffel geſtohlen. a 

— Wie der Schmiedegeſelle Franke behauptet, iſt ihm bel 
Gelegenheit des Umzuges von Bredow nach Grabow aus feiner 
alten Wohnung ein auf dem Bette llegender Zehnthalerſchein ab“ 
handen gekommen und muthmaßlich geſtohlen. Für die Richtigkeit 
dieſer Behauptung hat ſich bisher indeſſen kein Anhalt ergeben. 

— Am nächſten Mittwoch den 23. d. M., Mittags 12 Uhr, 
findet die erſte Monats-Verſammlung des „Stettiner Zwe 
der pommerſchen ökonomiſchen Geſellſchaft“ im Winterſemeſter pre 
186768, im Hotel drei Kronen ſtatt. 

— Nachdem am Dienſtag die Probefahrt des vom Vulc an 
neuerbauten Marine-Transport-Dampfers „Rhein“ ſtattgefunden, IR 
derſelbe geſtern von der Marine übernommen, durch von Kiel ein“ 
getroffene Marine-Mannſchaften beſetzt und die norddeutſche Flagge 
auf demſelben gehißt worden. Da das Schiff noch einige Tage 
an der Werft des Vulcan verweilen wird, hat das Stettiner Pu 
blikum Gelegenheit, die neue Flagge zum erſten Male in unſerm 
Hafen wehen zu ſehen. 

— Der Handels-Minifter hat verfügt, den Zöglingen der⸗ 
jenigen höheren Bürgerſchulen, welchen das Recht der Aus ſtellung 
gültiger Zeugniſſe für den einjährigen Militärdienft, unter Zu⸗ 
grundelegung derſelben Klaſſenſtufe, die bei den Realſchulen erſtet 
Ordnung zur Anwendung kommt, beigelegt iſt, eine dleſem Ber 
hältniſſe entſprechend ausgedehntere Berechtigung der Zulaſſung zu 
Poſiſtellen zu gewähren, jo zu Pofterpebienten-Anwärtern und Poll‘ 
expeditions⸗Gehülfen. : 

— Zur Ausführung der Allerhöchſten Statuten, betreffend 
die Stiftung des Düppeler Sturm-Kreuzes, des Aljen-Kreuzes und 
des Erinnerungs⸗Kreuzts für den Feldzug von 1866 iſt noch nach⸗ 
träglich beſtimmt worden, daß nach dem Ableben des Inhaber 
eines der vorbezeichneten Ehrenzeichen bei Ueberſendung der Delo⸗ 
ration zur ferneren Aufbewahrung an den Gelſtlichen des betreffen 
den Kirchſpiels Seitens des Truppentheils, ein vollſtändiges Na⸗ 
tlonal des Verſtorbenen mit zu überſenden, wogegen das über bit 
Beleihung mit der betreffenden Auszeichnung aus gefertigte Beſiß⸗ 
zeugniß den Hinterbliebenen des verſtorbenen Inhabers auszuhän⸗ 
digen reſp. zu belaſſen if. In gleicher Welſe ſoll auch binſichtlich 
der Erinnerungskreuze für die im Kampfe gebliebenen oder vor 
dem 20. September 1866 verſtorbenen Individuen, welche flatuten 
mäßig zum Empfang des Erinnerungs⸗Kreuzes berechtigt geweſen 
wären, verfahren werden. 


Schiffs berichte. 

Swinemünde, 17. Oktober, Vormittags. Angekommene Schiffe 
Guſtav, Köhler von Stolpmünde. Colberg (SD), Streck von Danzig · 
Wind: S. 1 Shi anſegelnd. Strom ausgehend. Revier 14% F. 
17. Oktober, Nachmittags. Stolp (SD), Ziemke von Kopenhagen. 
Nordſtern (SD), Wulff von Elbing. VBoruſſia (SD), Eybe von Könige” 
77 5 1 Schiff anſegelnd. Wind: SW. Strom ausgehend. Revier 
513 6. | 


Stetti 15 Suntec f - 

; ettiu, 18. Oktober. Witterung: ſchoͤn. N 

1 g: ſchoͤn. Temperatur ＋ 1 
An der Börſe. 

Weizen matt und etwas niedriger, loco per 2125 Pfd. gelber 95 
bis 105 % bez., 83 — Söpfd. gelber Oktober 103%, 103, 102 %¾ů, } 7 
54. NER Br., Oktbr.⸗Novbr. 971, & Br., Frühjahr 55700 
ez. u. Br. 

Pb, Tora 78-75 20% des, Sie r 76 4% bey, Slider 74, ME De 

„loco 73 — ez 0 ez. Dit 5 
2 34. Oo. DlioberRovember h. ea Feihjahr” 605. 60 
ez. u. Br. 

Gerſte ſtiller, loeo per 1750 Pfd. pomm. 55½ . bez., Oderbruch 
68-54 94 bez., ſchleſiſce 54 —55 9% bez, mähriſche 55—55½ „ bez 
feine N bez. — — 

afer loco pr. 1300 Pfd. 35—35½ bez., 47—50pfb. Oderb 
35%, K bez., Frübjahr 35% „ bez. 3 1 
Rappkuchen Kleinigkeiten loco 2½, % bez. 


Petroleum loco 7½ ez. 
Br., Ottober 11½, ½ & bez. u. Br., 


4 


Rüb öl matt, loco 11 
11%, Gd., April-Mai 11% Br. 11%, Gd. 

Spiritus loco Oktober feſt, Termine wenig verändert, loco ohne 
Faß 228, % 24 % bez., Oktober 23, 23%, 4 bez., Oktober⸗November 
2017 K bez. u. Gd., Frühjahr 20%, bez. u. Gd. 

Angemeldet. 1000 Er. Rüböl. 

Regulirungspreiſe: Weizen 103, Roggen 74 ½, Rüböl 1114, 
Spiritus 2314, 

Breslau, 17, Oktober. Spiritus per 8000 Tralles 221,. Weizen 
per Oktober 94 Br. Roggen pr. Oktober 67%,, per Frühfahr 63 0%. 
Rüböl pr. Oktober 11¼ Br., per Frühjahr 117. Raps pr. Oktober 
96½. Zink ohne Umfatz. f { 

Hamburg, 16. Oktober. Getreidemarkt. Weizen loco in einzelnen 
Poſten 9 Thaler Biepriger gehandelt, ſehr ſtarkes Angebot; auf Termine 
rapid weichend. Pr. Oktober 5400 Pfd. netto 174 ½ Bankothlr. Br., 174 
Gb., pr. Oktober⸗November 169 Br., 168 Gd. Roggen pr. Oktober 5000 
Bio. Brutto 133 Br., 131 Gd., pr. Oltober-November 128 Br., 127 Gd. 

. Spiritus flau, per November 29 ¾. Rüböl matt, loce 
4½, per Oktober 24½, , per Mai 25½. Kaffee lebhafter, 3400 Sack 
Rio ſchwimmend verkauft. Zink hoch gehalten. — Sehr ſchönes Wetter. 


Stettin, den 18. October. 7 


